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Im Jahr 2021 feierte die Staatenge-
meinschaft das 70jährige Jubiläum der 
Genfer Flüchtlingskonvention – das bis 
heute wichtigste internationale Doku-
ment für den Flüchtlingsschutz. Die 
mittlerweile von 149 Staaten unter-
zeichnete Konvention entstand im Jahr 
1951 in Reaktion auf die millionenfa-
chen Fluchtbewegungen in Europa in-
folge des nationalsozialistischen Ter-
rors, den fehlenden Willen der inter-
nationalen Staatengemeinschaft, den 
europäischen Jüdinnen und Juden 
Schutz zu gewähren, und die damit zu-
sammenhängende Rechtlosigkeit von 
Geflüchteten. 

Heute jedoch wird die Gültigkeit der 
Konvention ebenso wie ihre Umset-
zung in europäisches Recht grundsätz-
lich infrage gestellt: An den europäi-
schen Außengrenzen werden Schutz-
suchende immer öfter brutal abgewie-
sen und ihnen wird ein individuelles 
Asylverfahren verwehrt. Die Eskala- 
tion der Situation an der polnisch-bel-
arussischen Grenze im Oktober und  
November 2021 markiert eine beson-
ders dramatische Episode dieser syste-
matischen Politik der Entrechtung. 

Schon im November waren dort laut 
Zählung der „taz“ insgesamt 13 Men-
schen gestorben.1 Statt jedoch die hu-
manitäre Notlage zu beenden, spre-
chen die EU-Mitgliedstaaten von ei-
nem „hybriden Krieg“, den der bela-
russische Machthaber Alexander Lu-
kaschenko mittels der „Migranten“ 
führen würde. Zwar verfolgt dieser mit 
dem Durchwinken der Geflüchteten 

1	 Christian Jakob und Kateryna Kovalenko, 
Europas neue Todeszone, in www.taz.de, 
20.11.2021. 

tatsächlich handfeste politische Inter-
essen, nämlich das Ende der EU-Sank-
tionen gegen sein Land. Die EU wiede-
rum ist angesichts der Tatsache, dass 
in der Vergangenheit alle Bemühun-
gen einer innereuropäischen Umver-
teilung von Asylsuchenden gescheitert 
sind, in dieser Frage leicht erpressbar. 
Dennoch dient das Bedrohungsszena-
rio von der hybriden Kriegsführung, 
das angesichts von einigen Tausend 
schutzsuchenden Geflüchteten an der 
Grenze gezeichnet wird, den EU-Re-
gierungen vor allem als Rechtferti-
gung, um sich ihrer rechtsstaatlichen 
Verantwortung zu entledigen. 

Rechtlich betrachtet ist die Situa-
tion an der polnisch-belarussischen 
Grenze eigentlich recht einfach zu be-
werten: Pushbacks – also die Zurück-
weisung von schutzsuchenden Men-
schen an der Grenze ohne ein indivi-
duelles Verfahren – sind nach Europa-  
und Völkerrecht verboten. An die-
ser Rechtslage ändert auch das neue 
polnische Gesetz vom Oktober 2021 
nichts, demzufolge die Grenzschutz-
kommandeure Geflüchtete umgehend 
des Landes verweisen dürfen. Denn 
Polen ist als EU-Mitgliedstaat an das 
höherrangige europäische Recht ge-
bunden und kann diese Verpflichtun-
gen nicht durch nationale Regelungen 
umgehen. Auch das höchst umstritte-
ne Urteil des Europäischen Gerichts-
hofes für Menschenrechte (EGMR) zu 
Zurückweisungen an der spanisch- 
marokkanischen Grenze aus dem Feb-
ruar 2020 bietet der polnischen Regie-
rung keinen Freifahrtschein: Laut dem 
EGMR dürften Zurückweisungen nur 
erfolgen, wenn die betroffenen Perso-
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nen die Grenze gewaltsam und in ei-
ner großen Gruppe überwinden wol-
len und sie zugleich legale Zugangs-
wege meiden.2 Aber Polen hat gerade 
keine Möglichkeit für Schutzsuchende 
geschaffen, legal an der Grenze einen 
Asylantrag zu stellen. 

Für die Geflüchteten an der Gren-
ze hat diese Rechtslage jedoch in der 
Praxis kaum einen Wert. Polen hat 
den Grenzraum militärisch abgesi-
chert und die polnische Asylpraxis 
ist von enormer Willkür geprägt, wie 
die Rechtsanwältin Marta Górczyns-
ka berichtet.3 Auch Journalisten und  
Menschenrechtsbeobachtern wird kein  
Zugang in die Grenzregion gestattet. 
Doch ohne eine Dokumentation der 
Vorfälle lassen sich Pushbacks vor Ge-
richt nur schwer beweisen. Aufgrund 
der rigiden Kontrollen wird den Ge-
flüchteten zugleich der Zugang zu 
Rechtsberatung und -vertretung ver-
wehrt. Damit aber fehlt ihnen eine 
wichtige Voraussetzung, um ihre Rech-
te vor Gericht einklagen zu können. 

Die Verantwortung der EU

Dass an der Grenze eine „Black Box“ 
errichtet wird, ist jedoch keine polni-
sche Besonderheit: Die Innenminis-
ter der EU versuchen seit langem, die 
Anwendung des geltenden Rechts zu 
umgehen, sei es an der griechischen, 
der italienischen oder der spanischen 
Grenze.4 Dahinter steht das Kalkül, 
die Durchsetzung des Rechts so schwer 
wie nur möglich zu gestalten. Dass die 
polnische Regierung für ihre Abrie-
gelung der Grenze – geplant ist unter 
anderem eine 5,5 Meter hohe und 140 

2	 Vgl. zur Kritik: Dana Schmalz, Gruppen, Mas-
sen, Kollektive: Perspektiven des Flüchtlings-
rechts auf „Migration im Plural“, in: „Kritische 
Justiz“, 3/2020, S. 348-363.

3	 „Eine Politik, die Menschen einfach sterben 
lässt“, Interview mit Pro Asyl am 12.11.2021, 
www.proasyl.de. 

4	 Maximilian Pichl, Rechtskämpfe. Eine Analy-
se der Rechtsverfahren nach dem Sommer der 
Migration, Frankfurt a. M. und New York 2021.

Kilometer lange Stahlbarriere – Beifall 
und Solidaritätsbekundungen aus vie-
len EU-Mitgliedstaaten und auch von 
führenden deutschen Politikern erhal-
ten hat, trägt zur Unterstützung dieser 
Politik der Entrechtung bei. 

Was an der polnischen Grenze pas-
siert, liegt in mehrfacher Hinsicht in 
der Verantwortung der Europäischen 
Union. Die EU-Kommission und vie-
le Mitgliedstaaten betrachten die visa- 
freie Einreise von Geflüchteten über 
den Flughafen von Minsk als den Ver-
such, die EU zu erpressen. Doch wenn 
sich die EU in einer Lage befindet, in 
der sie durch autoritäre Machthaber 
auf diese Weise unter Druck gesetzt 
werden kann, so hat sie das selbst zu 
verantworten. Seit mehr als dreißig 
Jahren werden schrittweise alle lega-
len Fluchtwege in die EU, ob zu Land, 
per Flugzeug, über das Mittelmeer 
oder per direkter Aufnahme aus dem 
Ausland, versperrt. Schutzsuchende 
werden so regelrecht dazu gezwun-
gen, illegale Wege zu beschreiten. 

Verantwortungslos handelt die EU 
auch in ihrem Umgang mit der polni-
schen Regierung. Die EU-Kommis-
sion ist die „Hüterin der Verträge“ 
und müsste auch das in Artikel 18 der 
EU-Grundrechtecharta kodifizierte in-
dividuelle Asylrecht verteidigen. Vor-
rangig sicherte die Kommission der 
polnischen Regierung jedoch eine soli-
darische Unterstützung bei der Grenz- 
abwehr zu. Auf einem Treffen Mit-
te November verständigten sich die 
EU-Außenminister zudem darauf, mit 
den Herkunftsländern der Geflüch-
teten Vereinbarungen zu ihrer Rück-
kehr zu treffen, ohne vorher ihre Asyl- 
gesuche anzuhören. Ein fundamenta-
les Prinzip der Genfer Flüchtlingskon-
vention, das in Artikel 33 verankerte 
Prinzip der Nichtzurückweisung in ei-
ne Situation der unmenschlichen Be-
handlung, ist mit dieser Entscheidung 
faktisch umgangen worden.

Der ehemalige deutsche Außenmi-
nister Heiko Maas (SPD) verteidig-
te diese Linie nach dem Treffen der 
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EU-Außenminister in den „Tages- 
themen“: Den polnischen Zaunbau 
bezeichnete er darin zwar als nicht 
„schön“, aber man müsse schließ-
lich Bedingungen für eine geordne-
te Migration schaffen. Den Hinweis 
der Moderation, dass jeder Mensch 
ein Recht darauf habe, einen Asylan-
trag zu stellen, wehrte er mit der an-
geblich fehlenden „Aufnahmebereit-
schaft“ in Europa ab und behauptete 
außerdem, bei den Menschen an der 
Grenze handele es sich nicht um „po-
litische Flüchtlinge“.5 Damit stellte der 
deutsche Außenminister das Prinzip 
des Rechtsstaates auf den Kopf: Denn 
ob jemand verfolgt ist, kann erst nach 
einem individuellen Verfahren festge-
stellt werden. 

Große Teile der EU dulden den Zaun-
bau und illegale Pushbacks oder unter-
stützen das gar aktiv, weil sie eine pro-
blematische Analyse teilen. Demnach 
könnten autoritäre Parteien wie die 
AfD oder der französische Rassemble-
ment National aus der Aufnahme von 
Geflüchteten politisches Kapital schla-
gen. Eine harte Migrationspolitik hin-
gegen würde zugleich die politischen 
Freiheiten, darunter die Binnenfreizü-
gigkeit, innerhalb der EU verteidigen. 
Doch diese These ist angesichts der 
tatsächlichen Konsequenzen des bru-
talen Grenzregimes nicht haltbar. 

Gerade die Lage an der polnisch- 
belarussischen Grenze demonstriert  
eindrücklich, dass der Abbau von 
Rechtsstaatlichkeit an den EU-Außen-
grenzen mit einem Abbau von Rechts-
staatlichkeit und der Beschneidung von 
Bürgerrechten im Innern einhergeht. 
Denn die Verweigerung einer unab-
hängigen Presseberichterstattung aus  
der Grenzregion verhindert nicht nur, 
dass Geflüchtete ihre Rechte wahrneh-
men können, sondern berührt auch die 
Bürger- und Menschenrechte europä-
ischer Journalisten. Ohnehin geht die 
polnische PiS-Regierung, die aktiv an 
einer Entmachtung der unabhängi-

5	 „Tagesthemen“ vom 15.11.2021.

gen Justiz und einer Einschüchterung 
der Zivilgesellschaft arbeitet, gestärkt 
aus diesem „Grenzspektakel“6 hervor. 
Noch Mitte des Jahres 2021 hatte die 
EU-Kommission den Mechanismus zur 
Einhaltung der Rechtsstaatlichkeit ge-
genüber Polen verschärft und der Eu-
ropäische Gerichtshof Strafsanktio-
nen verhängt. Nun aber sieht sich die 
rechtskonservative Regierung durch 
die Unterstützung bei der Grenzab-
schottung in ihrem repressiven Kurs 
bestätigt. 

Ähnliches lässt sich in Ungarn beo- 
bachten: Seit 2015 hat die Regierung 
von Viktor Orbán systematisch die 
Arbeit von ungarischen Menschen-
rechts- und Anwaltsorganisationen er-
schwert und kriminalisiert. Obgleich 
der Europäische Gerichtshof im No-
vember 2021 das sogenannte Stop-So-
ros-Gesetzespaket für europarechts-
widrig erklärte,7 mit dem die Regie-
rung Anwälten von Geflüchteten so-
gar mit Gefängnisstrafen drohte, lenkt 
Budapest nicht ein. Zugeständnisse in 
der Flüchtlingsfrage an nationalisti-
sche Kräfte tragen daher nicht zur Sta-
bilisierung der europäischen Rechts-
gemeinschaft bei, sondern erweitern 
stattdessen die Handlungsspielräume 
für autoritäre Politik. 

Die Politik der Zäune

Anfang Oktober 2021 schrieben acht 
osteuropäische Innenminister und ihre  
Amtskollegen aus Österreich, Däne-
mark und Griechenland einen Brief 
an die EU-Kommission. Sie sprachen 
sich darin für einen stärkeren Grenz-
schutz aus, der auch die Errichtung 
„physischer Barrieren“ umfassen soll. 
Dabei ist diese längst in vollem Gan-
ge: Insgesamt 18 Zäune stehen aktuell 

6	 Nicholas de Genova, Spectacles of „migrant il-
legality”: the scene of exclusion, the obscene of 
inclusion, in: „Ethnic & Racial Studies”, 2013, 
S. 1180-1198. 

7	 Europäischer Gerichtshof, Urteil vom 
16.11.2021 in der Rechtssache C-821/19.
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an den europäischen Außengrenzen,  
14 davon haben die EU-Mitgliedstaa-
ten erst seit 2015 errichtet.8 Laut ei-
ner Stellungnahme des juristischen 
Diensts des Europäischen Rates ist es 
sogar möglich, „physische Infrastruk-
turen“ zum Grenzschutz aus EU-Mit-
teln zu finanzieren.9 Folgt die europä-
ische Politik fortan dieser Auffassung, 
gegen die sich die EU-Kommission 
bislang positionierte, könnte neben die 
bisherige europäisch koordinierte Poli-
tik der Lager10 nun also eine Politik der 
Zäune treten. 

Damit aber stehen das europäische 
Asylrecht bzw. der Zugang von Schutz-
suchenden zum europäischen Rechts-
raum grundsätzlich zur Dispositi-
on. Auf EU-Ebene treibt die Kommis- 
sion ihren „New Pact on Migration and 
Asylum“ voran, der die Auslagerung 
der Flüchtlingsaufnahme an die Au-
ßengrenzen fortsetzen wird. Gewalt-
same Pushbacks werden dabei von 
den Innenministerien teilweise sogar 
offensiv verteidigt. Die Rede von „hy- 
briden Kriegen“ legitimiert eine solche 
Politik: Wer sich nicht mit Menschen, 
sondern mit „menschlichen Waffen“ 
konfrontiert sieht, greift auch schneller 
zu gewaltsamen Mitteln. 

Die Ampel-Koalition bekennt sich 
in ihrem Koalitionsvertrag zwar da-
zu, „die illegalen Zurückweisungen 
und das Leid an den Außengrenzen“ 
zu beenden. Auf welche Weise dies ge-
schehen soll, bleibt jedoch unklar. Er-
wähnt wird nur der unkonkrete Vor-
schlag, „rechtsstaatliche Migrations-
abkommen mit Drittstaaten im Rah-
men des Europa- und Völkerrechts“ 
zu schließen, möglicherweise nach 
dem Vorbild des EU-Türkei-Deals.  
Einen solchen Vorschlag hatten be-
reits einige SPD-Politiker zur Entschär-

8	 Andreas Ernst u.a., Grenzzäune waren in Eu-
ropa lange tabu – jetzt wachsen sie überall in 
die Höhe, www.nzz.ch, 20.11.2021.

9	 Polen meldet versuchte gewaltsame Grenz- 
übertritte, www.spiegel.de, 11.11.2021.

10	Sonja Buckel und Maximilian Pichl, Europa: 
Die Politik der Lager, in: „Blätter“, 8/2018,  
S. 9-12.

fung der Lage an der polnisch-belarus-
sischen Grenze ins Spiel gebracht. Sie 
fassten die Ukraine als Aufnahmeland 
ins Auge, hatten jedoch offenbar vor-
her nicht mit Kiew gesprochen. Andrij 
Melnyk, der ukrainische Botschafter in 
Deutschland, konterte den Vorschlag 
auf Twitter denn auch mit den Worten: 
„Diesem zynischen Angebot, die Uk-
raine zum Abstellgleis für Migranten 
zu machen, hat Kyjiw bereits eine sehr 
klare Absage erteilt. Das einzige Ange-
bot aus Brüssel und Berlin, das wir an-
nehmen werden, ist die EU-Mitglied-
schaft. Dann reden wir über Solidarität. 
Punkt.“ Die Externalisierungspolitik 
der EU, also das Auslagern der asylpo-
litischen Verantwortung auf Drittstaa-
ten, stößt offenbar an ihre Grenzen.

Gegen jede Abschottungslogik

Die politische und rechtsstaatliche 
Antwort auf die aktuelle Krise an der 
polnisch-belarussischen Grenze ist 
eigentlich einfach: Würde man sich 
an europäisches und internationales 
Recht halten, dürfte man die Geflüch-
teten an der Grenze nicht abweisen. 
Vielmehr müsste man sie in Europa 
aufnehmen, ihnen Rechtsbeistände 
zur Verfügung stellen und ihre Asyl-
gesuche rechtsstaatlich prüfen. Die 
Bundesregierung könnte sogar – wie 
auch im Sommer 2015 – auf dem Wege 
des humanitären Selbsteintrittsrechts 
nach der Dublin-III-Verordnung die 
Asylverfahren der Betroffenen über-
nehmen. Damit würde nicht zuletzt 
auch Lukaschenko sein wichtigstes 
Druckmittel genommen. 

Doch diese rechtsstaatlichen Selbst-
verständlichkeiten zählen nicht mehr. 
Deswegen bietet die reine Verteidi-
gung von Rechtsstaatlichkeit keine 
hinreichende Lösung der aktuellen hu-
manitären Krise an den europäischen 
Außengrenzen. Es bedarf vielmehr ei-
ner politischen Gegenbewegung, die 
sich der Abschottungslogik in Europa 
offensiv entgegenstellt.


